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Vierzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
Verordnung über Anlagen der Landesverteidigung (14. BImSchV) 

vom 9. April 1986 (BGBl I S. 380) 
 
 
Auf Grund des § 59 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 721, 1193) wird 
von der Bundesregierung und auf Grund des § 10 Abs. 11 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom Bun-
desminister der Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern, jeweils mit Zustimmung 
des Bundesrates, verordnet: 
 
 

§ 1 
Zuständigkeit 

 
(1) Dem Bundesminister der Verteidigung oder der von ihm bestimmten Stelle obliegen im Bereich der Bun-
deswehr der Vollzug der §§ 17, 20, 21, 24, 25, 26, 28, 29, 31, 52, 53 Abs. 2 und des § 55 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes und behördliche Überwachungsmaßnahmen nach Rechtsverordnungen, 
die auf Grund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlassen sind, 
1. bei Anlagen, die der militärischen Landesverteidigung dienen und sich in militärischen Sicherheitsberei-

chen befinden, die nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die 
Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und zivile Wachpersonen vom 12. 
August 1965 (BGBl. I S. 796) festgesetzt sind, 

2. bei Anlagen nach § 3 Abs. 5 Nr. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die der militärischen Lan-
desverteidigung dienen, soweit sie zu Übungen und Manövern außerhalb militärischer Sicherheitsberei-
che eingesetzt werden. 

 
(2) Dem Bundesminister der Verteidigung oder der von ihm bestimmten Stelle obliegen auch die in Absatz 1 
genannten behördlichen Überwachungsaufgaben bei Anlagen, die der militärischen Landesverteidigung 
dienen und von den auf Grund völkerrechtlicher Verträge in der Bundesrepublik Deutschland stationierten 
Truppen genutzt werden.  
 
 

§ 2 
Besonderheiten des Genehmigungsverfahrens 

 
(1) Ein Genehmigungsantrag für Anlagen, die der militärischen Landesverteidigung dienen, muss Art und 
Umfang der nach § 60 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zugelassenen oder geforderten Aus-
nahmen bezeichnen.  
 
(2) Soweit Unterlagen der militärischen Geheimhaltung unterliegen, sind sie getrennt vorzulegen und zu 
kennzeichnen. Wenn der Antragsteller begründet darlegt, dass es zur Wahrung des Geheimnisses zwin-
gend erforderlich ist, soll die Genehmigungsbehörde auf die Vorlage dieser Unterlagen ganz oder teilweise 
verzichten; in diesen Fällen gilt § 10 Abs. 2 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechend.  
 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


